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Heinz Jockers / Ralph-Michael Peters / Eckart Rohde 
 
Wahlen und Wahlbeobachtung in Nigeria, Mä rz – Mai 20031 
 
 
 In stark manipulierten Wahlen ist der bisherige Prä sident Olusegun Obasanjo im April 2003 in 
seinem Amt bestä tigt worden. Auch errang seine Partei, die Peoples Democratic Party (PDP), 
unter nicht weniger fragwü rdigen Umstä nden erneut die Mehrheiten in beiden Kammern des 
nationalen Parlamentes. Zudem konnte die PDP bei den Gouverneurswahlen in den 36 
Bundesstaaten ihren Erfolg von 1999 ausbauen. 
  Das politische Leben Nigerias ist seit der Unabhä ngigkeit (1.10.1960) von  
Auseinandersetzungen mit oft bü rgerkriegsä hnlichem Charakter geprä gt. Einer Zivilverwaltung 
von insgesamt 15 Jahren in vier verschiedenen Republiken stehen 28 Jahre Militä rdiktatur unter 
verschiedenen Generä len gegenü ber - darunter der jetzige Prä sident Obasanjo (1976-1979) 
und sein Widersacher Muhammadu Buhari (1983-1985). Zivilgesellschaftliche Strukturen wurden 
systematisch vor allem unter den beiden letzten Diktatoren Ibrahim Babangida (1985-93) und 
Sani Abacha (1993-1998) zerstö rt, nicht selten mit offen repressiver Gewalt. Die 
Prä sidentschafts-, Parlaments- und Gouverneurswahlen 1999, durch die die Rü ckkehr zu ziviler 
Herrschaft vollzogen wurden, waren durch massive Wahlfä lschungen gekennzeichnet. Die 
internationale Gemeinschaft erkannte die Wahlen v.a. aus zwei Grü nden dennoch an: Zum einen 
wurde nicht daran gezweifelt, dass Obasanjo aufgrund eines relativ schwachen Gegenkandidaten 
(Olu Falae) die Wahl in jedem Fall gewonnen hä tte, und zum zweiten sollte ein möglichst glatter 
Ü bergang von der Militä r- zur Zivilherrschaft sichergestellt werden. Aus ä hnlichen Grü nden 
akzeptierten letztlich auch Wahlverlierer, Wä hler und die politische Ö ffentlichkeit die Ergebnisse. 
Wä hrend sich einerseits neue politische Spielrä ume fü r zivilgesellschaftliche Organisationen, 
Parteien und Medien ö ffneten, nahm andererseits die Korruption eher zu:  
Der nigerianische Literaturnobelpreisträ ger Wole Soyinka beklagte sich in dieser Hinsicht bitter, 
dass es selbst unter der Militä rherrschaft Abachas keine vergleichbaren Korruptionsexzesse 
                                                          
1   Auf offizielle Einladung der nigerianischen Regierung vom 3. Februar 2003 entsandte die Europä ische 
Kommission eine  108kö pfige Delegation unter Leitung des niederlä ndischen  EU-Parlamentariers  Max van den 
Berg, die European Union Election Observation Mission Nigeria  (EUEOM-Nigeria), zur Beobachtung der 
Parlamentswahlen auf nationaler und fö derativstaatlicher Ebene sowie der Prä sidentschafts- und 
Gouverneurswahlen. Die Delegation setzte sich aus Lä nderkontingenten der EU-Mitgliedstaaten  (und Norwegen) 
 






gegeben habe. Vier Jahre Zivilregierung haben keines der wesentlichen gesellschaftspolitischen 
Probleme (ethnisch/religiö s geprä gte Auseinandersetzungen mit offiziell mehr als 10.000 Toten, 
die Landvergabe, die verfassungswidrige Einfü hrung der Scharia in einigen Bundesstaaten, 
Korruption, Kampf gegen die Armut, Abbau der Auslandsverschuldung, Benzinmangel, 
Reduzierung der Milizen u.a.) lö sen können. Nun stand eine neue Wahl an, die schon im Vorfeld 
durch heftige Auseinandersetzungen mit Eskalationspotential (darunter gezielte politische Morde) 
gekennzeichnet waren. Wie wü rden die Wä hler auf diese ambivalenten Entwicklungen reagieren? 
Die Furcht der PDP vor deren Urteil ließ  vermuten, dass es bei der Wahl zu groß en 
Manipulationen kommen wü rde.  
 
 
 Verlauf der Vorwahlperiode 
 
 Einen zentralen Konfliktgegenstand hatte im Vorfeld die Frage nach dem zeitlichen Ablauf der 
Wahlen gebildet. Wä hrend die nationale Wahlkommission Independent Electoral Commission of 
Nigeria  INEC (unterstü tzt von Prä sident Obasanjo) auf einer Trennung der Wahltermine bestand, 
sah das vom Bundesparlament im Juni 2002 erlassene novellierte Wahlgesetz die 
Zusammenlegung aller Wahlgä nge auf einen Tag vor. Aufgrund des Schiedsspruchs des High 
Court von Abuja (Nov. 2002) zugunsten der Wahlkommission absolvierte Nigeria zwischen dem 
12. April, dem Termin der ersten Wahlen, und dem 3. Mai, dem Tag der letzten, einen 
regelrechten Wahlmarathon. Gewä hlt wurden im einzelnen: 
 
•  die Mitglieder der Nationalen Versammlung mit ihren zwei Kammern: 109 Abgeordnete fü r 
den Senat und 360 Abgeordnete fü r das House of Representatives. Laut Verfassung vom 
Mai 1999 entsendet jeder der 36 Bundesstaaten 3 Senatoren in die Nationale 
Versammlung, die Region der Hauptstadt Abuja (Federal Capital Territory / FCT) 1 Senator. 
Da die Bundesstaaten unterschiedlich groß  sind auch im Hinblick auf die Zahl der 
registrierten Wä hler, jedes Mitglied des House of Representatives aber eine ä hnlich groß e 
Zahl von Wä hlern vertreten soll, entsendet nur im statistischen Mittel jeder Bundesstaat 10 
Abgeordnete, tatsä chlich variiert die Anzahl der Abgeordneten pro Bundesland jedoch 
erheblich (größ te Bundesstaaten: Lagos und Kano mit 24, kleinster Bundesstaat Bayelsa 
mit 5 Sitzen). Mit der Wahl dieser beiden Kammern begann am 12. April der Wahlzyklus. 
Gewä hlt wurde nach einfachem Mehrheitswahlrecht (First Passes The Post-System). 
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•  der Prä sident und die Gouverneure der 36 Bundesstaaten (FCT ohne Gouverneur). Um als 
Prä sident gewä hlt zu werden, muss ein Kandidat nicht nur die relative Mehrheit der 
Stimmen, sondern mindestens auch 25% in zwei Drittel aller Staaten erhalten. Fü r Nigeria 
mit seinen regionalen Gegensä tzen, ethnisch-politischen Spannungen und dem frü heren 
Sezessionsversuch Biafras wurde diese Regelung in die Verfassung aufgenommen, um 
sicherzustellen, dass der Prä sident ü ber ein Minimum an landesweitem Rü ckhalt verfü gt. 
Die gleichen Bedingungen gelten fü r die Gouverneure der Bundesstaaten, die neben der 
relativen Mehrheit mindestens 25% in zweidrittel der Verwaltungsdistrikte, den 
sogenannten Local Government Areas / LGAs, erringen mü ssen. Fü r diese Wahl war der 19. 
April festgelegt, der 26. und der 29. April wurden fü r mögliche Stichwahlen reserviert, zu 
denen es jedoch nicht kam. 
 
•  die letzte Wahl war fü r den 3. Mai anberaumt, nun um die Abgeordneten fü r die Parlamente 
der 36 Bundesstaaten zu wä hlen (je nach Staat zwischen 24 und 40 Abgeordnete). Die 
insgesamt 990 Abgeordneten werden mit einfacher Mehrheit in Single Member 





  Die Organisation der Wahl 
 
Die Wahlkommission  
 
Zustä ndig fü r die Organisation war die Independent Electoral Commission of Nigeria (INEC). 
Sie besteht aus einem Vorsitzenden, Abel Goubadia, und 12 weiteren Kommissaren auf 
zentralstaatlicher Ebene sowie Filialen in den 36 Bundesstaaten. Der Vorsitzende ebenso wie 
die 12 Kommissare werden vom Prä sidenten nach Konsultation des Council of State (= 
Prä sident, Vizeprä sident, alle ehemaligen Staatsoberhä upter, alle ehemaligen Obersten 
Richter, Prä sident des Senats, Sprecher des Reprä sentantenhauses, alle Gouverneure sowie 
der Generalstaatsanwalt) fü r eine Periode von 5 Jahren ernannt, mü ssen aber vom Senat 
bestä tigt werden (Verfassung A 956, 154 (1)).  
 Der INEC-Leiter auf bundesstaatlicher Ebene, der sogenannte Residential Electoral 
Commissioner (REC), wird ebenfalls vom Prä sidenten berufen, benö tigt aber keine 
Bestä tigung durch die Legislative (Verfassung A 1074, F 14). Er ist formal zudem nicht teil 
der INEC-Kö rperschaft. Der Vorsitzende der Kommission ebenso wie die RECs haben primä r 
reprä sentative und zeremonielle Funktionen. Die eigentlich verantwortliche und federfü hrende 
Kraft ist der jeweilige Administrative Secretary, der ebenfalls vom Prä sidenten ernannt wird 
 






und als Stellvertreter des REC fungiert. Im Februar 2002 waren 34 der 37 RECs ausgetauscht 
worden, nach allgemeiner Einschä tzung und nach Aussagen auch von INEC-Insidern um die 
PDP-Wahlaussichten durch die Positionierung von Partei-Gewä hrsleuten zu verbessern. In 
den letzten zwei Wochen vor den Wahlen begann ein groß er Ringtausch von RECs und Admin. 
Secs, die von einem Staat in einen anderen versetzt wurden. Offiziell wurde dies damit 
begrü ndet, dass so die Unabhä ngigkeit der Wahlfunktionä re gewä hrleistet sein sollte, etwa 
um zu vermeiden, dass einige von ihnen sich von mö glichen zu engen Verhä ltnissen mit dem 
jeweiligen Gouverneur oder anderen politisch wichtigen Personen in ihrer Amtsfü hrung 
beeinflussen ließ en. Tatsä chlich jedoch wird das INEC-Fü hrungspersonal durch die rechtliche 
Mö glichkeit, nach Gutdü nken versetzt werden zu kö nnen, zu einem Spielball des Prä sidenten. 
Ob sie mit politischen Aufträ gen an ihre neuen Wirkungsstä tten geschickt wurden, kann auf 
der gegenwä rtigen Informationsgrundlage nicht gesagt werden. In jedem Fall machte die 
Umschichtung der RECs und Admin. Secs administrativ keinen Sinn und war kontraproduktiv, 
da sie sich innerhalb kü rzester Zeit in ihren neuen Staaten orientieren mussten. Das durch 
den spä ten Abschluss der Arbeit am Wä hlerregister bewirkte Chaos der Wahlvorbereitung 
(s.u.) wurde durch diesen Ringtausch noch verstä rkt. 
 Insgesamt gab es 120.000 Wahllokale, fü r die ein sogenannter ad-hoc-Staff von rund 
375.000 Wahloffiziellen benö tigt wurde. Jedes Wahllokal war mit drei Personen zu besetzen. 
Dazu kamen sogenannte Supervisors, die bis zu 10 Wahllokale betreuten, sogenannte 
Collation Officers, die fü r die Addierung der Wahlergebnisse auf verschiedenen 
administrativen Ebenen zustä ndig waren und die Returning Officers, die auf der jeweils letzten 
Ebene die Ergebnisse der unteren Ebenen addierten und den Wahlsieger bekannt gaben. Das 
Personal wurde zwei Tage geschult, musste dann einen Test absolvieren und wurde danach 
ausgewä hlt. Da die Universitä ten seit Januar streikten und in der Wahlperiode keine Schule 
stattfand, war in Form von Studenten und Lehrern, Dozenten, Professoren und anderen 
Beamten genü gend Personal vorhanden. In Bauchi aber auch in einigen anderen Staaten 
ü bernahmen traditionelle Autoritä ten, sogenannte District- und Village Heads, die Teil des 
Emiratsystems sind, widerrechtlich fü hrende Rollen bei der Auswahl des Personals fü r die 
Wahllokale, um den PDP-Sieg sicherzustellen. Oberhalb der Ebene des Wahllokals war das 
ad-hoc-Personal zumeist professioneller und stand nicht unter der Kontrolle von 
Parteigrö ß en oder traditionellen Autoritä ten.  
 
 
Das Wä hlerregister  
  
Eines der grö ß ten Probleme fü r die sachgerechte Durchfü hrung der Wahl war das 
Wä hlerregister, fü r das die Wahlkommission INEC zustä ndig war. Positiv muss die 
Entscheidung bewertet werden, ein computerisiertes dauerhaftes Register anzulegen (bisher 
waren jeweils nur Register fü r den jeweiligen Wahlzyklus erstellt worden). Der Prozess wurde 
jedoch bis zum September 2002 verzö gert und schließ lich vom 12.-21.9. durchgefü hrt. Nach 
 




Beschwerden verschiedener Parteien und zivilgesellschaftlicher Organisationen, dass viele 
Wä hler bei der September-Registrierung aufgrund verschiedener Faktoren (Knappheit an 
Materialien u.a.) nicht registriert worden seien, erfolgte eine weitere Registrierung im Januar 
2003 (21.-23.1.). Das endgü ltige Wä hlerverzeichnis (Final Voters Register / FVR) wies 
60,8mio Wä hler auf, fü r ein Land mit rund 120 bis 125Mio. Einwohnern eine unrealistisch 
hohe Zahl2. Es wü rde bedeuten, dass mindestens die Hä lfte der Bevö lkerung im wahlfä higen 
Alter (18) ist. Dies ist gerade in einem afrikanischen Land, wo ü blicherweise rund 50% der 
Bevö lkerung 15 Jahre und jü nger sind, kaum denkbar. Selbst wenn die Alterspyramide auß er 
Acht gelassen wird, wü rde die Zahl bedeuten, dass nahezu alle, die wahlfä hig sind, sich auch 
als Wä hler haben registrieren lassen. Eine solche Schlussfolgerung steht jedoch in klarem 
Widerspruch zu Erfahrungen in allen anderen afrikanischen Lä ndern, Berichten in Zeitungen, 
Einschä tzungen von NGOs und Gesprä chen mit Bü rgern. Denen zufolge haben viele sich nicht 
registrieren lassen (kö nnen). Alles in allem muss die Zahl des FVR als eindeutig zu hoch 
gelten. Sie war vermutlich eines der Mittel, mit denen die PDP-Regierung zu ihren Gunsten 
den Wahlausgang beeinflusste. 
 Das Wahlgesetz 2002 verfü gt, dass die Arbeit am endgü ltigen Wä hlerregister 
spä testens 60 Tage vor der Wahl abgeschlossen sein muss. Es wird jedoch nichts direkt 
darü ber ausgesagt, ob das Wä hlerregister bis zu diesem Zeitpunkt verö ffentlicht sein muss. 
Dies war die Schlussfolgerung mehrerer neuer Parteien, darunter federfü hrend die NDP 
(National Democratic Party), die vor dem Supreme Court in Abuja gegen die Abhaltung der 
Wahlen zu den festgelegten Terminen klagte. Sie begrü ndete ihre Klage v.a. mit der in ihren 
Augen von INEC nicht eingehaltenen Frist zur Verö ffentlichung des Wä hlerregisters. INEC 
beharrte auf den festgelegten Wahlterminen, weil durch eine Verzö gerung der Wahl die 
Amtszeit der Mandatsträ ger ü berschritten worden wä re und dies zu einem rechtlichen 
Vakuum mit nicht absehbaren Folgen gefü hrt hä tte. Die Klage wurde mit der Begrü ndung 
abgewiesen, die schon im Vorjahr die Klage gegen die Verteilung der Wahl auf drei Termine 
hatte scheitern lassen, nä mlich dass die Verfassung INEC mit Befugnissen ausstattet, mit der 
diese einzelne Regelungen des Wahlgesetzes aus ü bergeordneten administrativen Grü nden 
auß er Kraft setzen kann. 
 Dessen ungeachtet wurde die Arbeit am Wä hlerregister viel zu spä t abgeschlossen. 
Dadurch war INEC nicht in der Lage, den vom Wahlgesetz vorgeschriebenen Zeitraum von 5 
bis 14 Tagen zur Offenlegung des Registers im jeweiligen Wahllokal zwecks mö glicher 
Einsprü che von Wä hlern einzuhalten und musste erneut auf ihre verfassungsrechtlich 
garantierten Sonderrechte zurü ckgreifen. Inoffiziell gab INEC zu verstehen, dass sie die Arbeit 
am Wä hlerregister gezielt spä test mö glich haben abschließ en wollen, um den Parteien 
Manipulationen daran zu erschweren. Es scheint jedoch nicht unwahrscheinlich, dass sie mit 
diesem Argument, lediglich ihre Unfä higkeit, den vorgeschriebenen Fahrplan einzuhalten, 
bemä nteln wollte. Auch der Druck der Wä hlerausweise, der auf der Grundlage des Registers 
                                                          
2    Erschwert  werden  Schä tzungen  ü ber die Zahl der Bevö lkerung im wahlfä higen Alter durch das Fehlen eines  
aktuellen Zensus. 
 






erfolgte, konnte nur in einem Wettlauf mit der Zeit gerade zwischen zwei und drei Tagen vor 
der Wahl beendet werden. Daher konnten die Wä hlerausweise an den meisten Orten nicht 
mehr vor der Wahl an die Wä hler ausgegeben werden. Der Versuch, dies am ersten Wahltag 
(12.4.) nachzuholen, endete hä ufig im Chaos. Obwohl im Wahlgesetz vorgesehen, wurden 
faktisch keine Vorkehrungen fü r den Transfer von Wä hlern getroffen, die seit der 
Registrierung ihren Wohnort gewechselt hatten. 
 
 
Die Aussetzung der Local Government Wahlen und ihre Implikationen fü r die Wahlen 
 
Das Fehlen eines Wä hlerregisters hatte im Vorjahr zur Aussetzung der LG-Wahlen gefü hrt. 
Dies hatte zur Folge, dass Ende Mai 2002, nach Ablauf der Legislaturperiode fü r die LGAs, 
alle gewä hlten Vertreter von ihren Mandaten und Ä mtern zurü cktreten mussten. Die 
Gouverneure hatten das Recht, nun sogenannte Caretaker-Committees einzusetzen, die die 
LGAs kommissarisch verwalten. Wie der Wahlkampf 2003 zeigte, nutzten die Gouverneure 
diese Mö glichkeit, um diese Positionen mit eigenen Gewä hrsleuten zu besetzen. Dort, wo die 
ANPP (All Nigerian People’s Party) oder die AD den Gouverneur stellten, wurde dieser Vorteil 
in unterschiedlichem Maß e dadurch kompensiert, dass die von der PDP gefü hrte 
Zentralregierung ihrerseits wichtige Positionen mit eigenen Gefolgsleuten besetzt hatte 
(Polizei, INEC). In den von der PDP regierten Bundesstaaten ermö glichte die Besetzung der 




Die Kandidatennominierungen fü r die Wahlen 
 
In vielen Bundesstaaten war die Kü r der Kandidaten fü r die verschiedenen Wahlen mehr eine 
Auswahl denn eine richtige Wahl. Vielfach waren dabei die Gouverneure federfü hrend. In 
Bauchi (Nordosten) etwa ließ  Gouverneur Mu’azu (PDP) die Delegierten fü r die Wahl der 
Senatorenkandidaten im Zaranda-Hotel fü r 48 Stunden incommunicado halten, so dass 
niemand auß er dem Partei-Hauptquartier Zugang zu ihnen hatte. Gekü rt wurden dann die 
von Mu’azu unterstü tzten Kandidaten, den Delegierten wurde ihr Votum gebü hrend 
versilbert, das Gros der Verlierer wanderte zur ANPP ab. Die Auswahl der Kandidaten kam, 
wie auch bereits in Kenia 2002, gerade in den Hochburgen der jeweiligen Parteien einem 
Freifahrtsschein ins Parlament gleich. Die Nominierungen waren daher oft stä rker umkä mpft 











Standen 1999 nur drei Parteien zur Wahl, so waren es nun 30. 24 von ihnen waren erst nach 
erfolgreicher Klage vor dem Supreme Court (8.11.2002) von INEC kurz vor Jahresende 
zugelassen worden. So waren ihnen kaum Zeit und Mö glichkeiten verblieben, Strukturen als 
nationale bzw. regionale Parteien aufzubauen. Ihr Einfluss auf die Wahlen war marginal. Fü r 
die meisten von ihnen dü rfte die Teilnahme an diesen Wahlen allenfalls ein erster unsicherer 
Feldversuch im Hinblick auf die nä chste Wahlrunde 2007 gewesen sein. Etwas mehr Zeit 
hatten drei Parteien, die INEC bereits im Juni 2002 zugelassen hatte. Zwei von ihnen, NDP 
und UNPP (United Nigeria’s People’s Party), konnten immerhin jeweils zwei Sitze in der 
Nationalversammlung fü r das House of Representatives gewinnen, was u.a. darauf hindeutet, 
dass die etwas lä ngere Phase der Selbstorganisation ein gewisser Wettbewerbsvorteil 
gegenü ber den anderen Kleinparteien war.  
 Themen, Ton und Art des Wahlkampfes bestimmten aber die etablierten drei Parteien, 
und hier v.a. PDP und ANPP.  
 Die PDP hatte als stä rkste nationale und bundesstaatliche Partei einen klaren 
Startvorteil. Ohne eigentliche ideologische Basis oder Ausrichtung wird die Partei durch den 
Zugriff auf die Macht zusammengehalten. Sie ist ethnisch-regional wohl ü berlegt 
ausbalanciert. Prä sident Olusegun Obasanjo als Yoruba und Christ aus dem Sü d-Westen 
stand mit Abubakar Atiku als Vizeprä sident ein Moslem aus dem Nordosten zur Seite. Die 
ANPP hatte mit Muhmmadu Buhari, wie Obasanjo ein frü herer Militä rdiktator, einen Moslem 
aus dem Nordwesten als Prä sidentschaftskandidat und mit Chuka Okadigbo, einen Igbo aus 
dem South-East als Kandidaten fü r die Vizeprä sidentschaft. Anders als die PDP, die durch 
zahlreiche Gouverneure in den Staaten des Nordens und des Middle-Belts ein nationales 
Image seit den Wahlen 1999 hatte konservieren kö nnen, wurde die ANPP den Malus, eine 
reine Partei des Nordens und der Moslems zu sein, nicht los. Vermeintlich positive 
Ä uß erungen von Buhari vor seiner Kandidatur ü ber die Einfü hrung der Scharia in den Staaten 
des Nordens hatten diesen Eindruck verstä rkt. Die ANPP als Partei nahm ö ffentlich keine 
Position zu Religionsfragen ein, doch werden die meisten Staaten, die seit 2001 das Sharia 
Strafrecht eingefü hrt haben, von ANPP-Gouverneuren regiert. Die AD (Alliance for 
Democracy) spielte nur eine untergeordnete Rolle im Sü d-Westen.  
 Religion war ü berraschenderweise im Wahlkampf kein zentrales Thema. Gerade in den 
besonders umkä mpften und im Hinblick auf die Religionszugehö rigkeit relativ ausgeglichenen 
Staaten des Middle-Belt (Kaduna, Nassarawa, Taraba, Niger, Kogi, Kwara, Plateau und FCT-
Abuja) wurde die religiö se Karte nicht gespielt, offensichtlich weil Wahlkä mpfer auf beiden 
Seiten befü rchteten, die jeweils andere Seite auszugrenzen und deren Wä hlerstimmen zu 
verlieren. 
 Im Wahlkampf versuchte sich die ANPP als Partei fü r mehr ö ffentliche Sicherheit und 
der Korruptionsbekä mpfung zu profilieren. Dabei wurde v.a. Buharis diesbezü gliche Bilanz als 
Prä sident der Militä rregierung (1983-85) und als Chef des National Petroleum Fund ins Feld 
gefü hrt, wohlweislich aber seine nicht kurze Liste von Menschenrechtsverletzungen als 
 






Militä rherrscher verschwiegen. Die wurde um so genü sslicher von der PDP thematisiert. 
Deren Parteibü ro etwa setzte einen Geldpreis aus fü r denjenigen, der ein Zitat von Buhari vor 
seiner Kandidatur zum Prä sidentschaftskandidaten vorlegen kö nne, in dem er sich positiv 
ü ber Demokratie als Herrschaftsform ä uß ert. Buhari, so die Argumentation, wü rde die 
mü hevollen demokratischen Errungenschaften der letzten vier Jahre wieder zurü ckdrehen. 
Demgegenü ber lobte das Buhari-Team einen Geldpreis fü r denjenigen aus, der ein 
Versprechen Obasanjos von 1999 nennen kö nne, das dieser gehalten habe. Buhari sollte als 
Mann der Tat portraitiert werden, ganz im Gegensatz zum handlungsunfä higen Prä sidenten.  
 Die Finanzierung des Wahlkampfes muss laut Wahlgesetz offengelegt werden. Dies 
erfolgte jedoch nicht. Bei sogenannten Dinner-Parties wurden Millionen Naira-Beträ ge (1  
= 145 Naira) von Wirtschaftsmanagern und Politikern gespendet, darunter auch sehr hohe 
Beträ ge, die sich Gouverneure gegenseitig spendeten, offensichtlich Abzweigungen aus dem 
Etat ihrer Bundesstaaten. Daneben gibt es eine begrenzte staatliche Grundfinanzierung der 
Parteien, deren Auszahlung jedoch solange hinausgezö gert wurde, dass sie fü r den 
Wahlkampf keine Rolle mehr spielte. Dadurch wurde erfolgreich die Konkurrenzfä higkeit der 
neuen Kleinstparteien zusä tzlich behindert.  
 Die Amtsinhaber – Prä sident und Gouverneure v.a. – hatten erhebliche Wett-
bewerbsvorteile gegenü ber ihren Konkurrenten (siehe auch LGA-Caretaker Committees), die 
sie nutzten. Nicht nur hatten sie die staatliche Verwaltung ebenso wie die Polizei auf ihrer 
Seite, auch konnten sie recht ungehindert auf die ö ffentlichen Kassen zurü ckgreifen. So 
verteilte der PDP-Gouverneur in Bauchi, Adamu Mu’azu,  zahlreiche Motorrä der an 
Jugendliche und Autos an Village und Ward Heads, denen zugesagt wurde, dass sie die 
Kredite dafü r wü rden nicht zurü ckzahlen mü ssen, wenn er wiedergewä hlt wü rde. Auf Ward- 
und District Heads, die unter dem jeweiligen Emir stehen, aber aus dem Haushalt des 
Bundesstaates bezahlt werden, wurde Druck ausgeü bt, indem ihnen gedroht wurde, dass bei 
mangelnder Unterstü tzung (zumeist) der PDP-Kandidaten ihre meist nie offizielle Ernennung 
rü ckgä ngig gemacht wü rde.  
 Parteibindungen sind  - wie in vielen anderen afrikanischen Lä ndern auch – relativ 
gering ausgeprä gt. Nach den Nominierungswahlen der grö ß eren Parteien suchten die 
Verlierer nicht selten Unterschlupf unter dem Dach anderer Parteien. PDP-Wahlverlierer 
traten hä ufig zur ANPP ü ber, weil diese als einzige andere Partei von nationaler Statur am 
ehesten Aussichten auf den Wahlsieg verhieß . Verlierer der ANPP gingen zu den kleineren 
neuen Parteien, weil die PDP-Wahlen entweder bereits vorbei waren oder aber das Feld von 
Kandidaten mit guten politischen Verbindungen so groß  war, dass sie sich keine realistischen 










Medien – audiovisuelles Meinungsmonopol in staatlicher Hand 
 
Wä hrend die Presselandschaft ein buntes pluralistisches Spektrum bietet, aber, wie in fast 
allen afrikanischen Lä ndern, selten ü ber die Grenzen der Stä dte hinausreicht, ist der 
audiovisuelle Bereich, der die Hauptinformationsquelle der Bevö lkerung bildet, fest in 
staatlicher Hand. Der nationalstaatliche Sender, NTA (National Television Authority), 
berichtete ungebremst ausfü hrlich und positiv ü ber die Regierung, die ö ffentlichen Sender der 
einzelnen Bundesstaaten – jeder Bundesstaat verfü gt ü ber einen eigenen TV- und einen 
eigenen Radio-Sender – erprobten sich als Hofberichterstatter der jeweiligen Gouverneure. 
NTA widmete dreimal so viel Zeit der Regierungspartei PDP wie den anderen Parteien. Auch 
in der Ö ffentlichkeit wurde die Schlagseite der Berichterstattung wahrgenommen und die 
staatlichen Sender nicht als seriö se Informationsquellen gesehen. Auf reges Interesse in den 
Staaten des Nordostens stieß en die Sendefenster der Deutschen Welle, der Voice of America 
und der BBC, die auf den Frequenzen der Radiosender der Bundesstaaten jeweils dreimal 
eine halbe Stunde pro Tag auf Haussa sendeten. Die Privatsender, die einen weit geringeren 
Sendebereich hatten, ö ffneten sich stä rker den Oppositionsparteien, allerdings vorwiegend in 
der Form, dass sie gegen entsprechende Gebü hren deren Formate sendeten. Von kritisch 




Verlauf der Wahl 
 
 Wahltage – Checks and Balances in Theorie und Praxis 
 
Offiziell sollten die Wahllokale an den Wahltagen von 8.00 bis 15.00 geö ffnet sein und von 
einem geschulten Stab bestehend aus Wahlvorsitzenden und zwei Assistenten gefü hrt 
werden. Theoretisch sollte kein Wahllokal mehr als rund 500 Wä hler haben, so dass die Zeit 
ausreichen sollte. Tatsä chlich hatten aber zwischen 5-10% der Wahllokale eine Wä hlerschaft 
von bis zu ü ber 1.000 Wä hler. Mit der Stimmauszä hlung sollte nach Schließ ung im jeweiligen 
Wahllokal begonnen werden. (Die direkte Auszä hlung vor Ort ist prinzipiell positiv zu 
bewerten, konnte bei den nigerianischen Wahlen die Fä lschung von Wahlergebnissen und das 
illegale Fü llen der Wahlurnen mit zusä tzlichen Wahlscheinen jedoch nicht verhindern.) Die 
Ergebnisse wurden an die nä chst hö here administrative Ebene weitergeleitet, also vom 
Wahllokal an den Ward, wo der Collation Officer die Ergebnisse mehrerer Wahllokale zusam-
menfasste, um diese dann an die Ebene der LGAs weiterzuvermelden. In den Fä llen, wo ein 
Wahlkreis aus einem einzelnen LGA bestand (was bei den Wahlen zum House of Reps im 
nationalen Parlament und den Wahlen fü r die Bundesstaatenparlamente mö glich war), 
erklä rte hier der Returning Officer den Wahlsieger. Wenn mehrere LGAs einen Wahlkreis 
bildeten (wie bei den Wahlen fü r den Senat oder den meisten Sitzen fü r das House of Reps), 
 






wurden die Ergebnisse auf die nä chste Collation Ebene (2-3 LGAs) gebracht, wo der 
Returning Officer schließ lich den Wahlsieger bekannt gab. Bei der Gouverneurswahl wurden 
alle Ergebnisse eines Bundesstaates an das jeweilige INEC-Hauptquartier weitergeleitet und 
der REC fungierte als Returning Officer. Im Falle der Prä sidentschaftswahl ü bermittelte er das 
Ergebnis seines Bundesstaates an das nationale INEC-Hauptquartier in Abuja, wo der Leiter 
der Wahlkommission das Endergebnis bekannt geben wü rde.  
Zur Transparenz des Wahlablaufs und der Auszä hlung sollte ein umfangreicher 
Maß nahmenkatalog beitragen, den man so oder in ä hnlicher Form von anderen Wahlen in 
Afrika kennt: 
 
•   ö ffentliches Zeigen und Versiegelung der leeren Wahlurne 
•   Verwendung von unlö slicher Tinte, mit der der Daumen des Wä hlers markiert wird sowie 
Abstempeln des Wä hlerausweises, um eine Mehrfachwahl zu verhindern 
• Anwesenheit von Parteivertretern und nationalen Wahlbeobachtern, die Stimmabgabe, 
die ö ffentliche Auszä hlung und Collation auf allen Ebenen verfolgen und – dies gilt nur 
fü r Parteivertreter – die offiziellen Ergebnisse gegenzeichnen und Kopien der Result- 
und Collation-Sheets erhalten 




Soweit die Theorie. In der Praxis ö ffneten die Wahllokale aufgrund logistischen Miss-
managements seitens INEC am ersten Wahltag durchschnittlich mit zweistü ndiger Verspä tung, 
manchmal erst nachmittags und in einigen Fä llen gar nicht – bei den nachfolgenden Wahlen 
zeigten sich hier signifikante Verbesserungen. Essentielles Wahlmaterial wie Siegel, 
Ergebnisformblä tter, Stempel fehlte in 40% der von den EU-Beobachtern besuchten 
Wahllokale entweder ganz oder war wie z.B. Stimmzettel nicht ausreichend vorhanden. In der 
Hä lfte der Polling Stations lä sst sich von einer geheimen Stimmabgabe nicht sprechen, da 
keine Wahlkabinen aufgestellt waren – auch hier ließ en sich gewisse Verbesserungen bei den 
Folgewahlen feststellen. Die Wahlvorstä nde waren chronisch unterbesetzt, oft inkompetent 
und zeigten sich vielfach ü berfordert. Hier wirkt sich auch die fehlende demokratische 
Tradition des Landes aus und die daraus resultierende nicht vorhandene institutionelle 
Kontinuitä t in der Organisation von Wahlen.  
 In zahlreichen Fä llen wurden die Wahlvorstä nde von Parteibeobachtern (zumeist 
PDP) unterstü tzt, die das Abstempeln der Wä hlerausweise und die Tintenmarkierung der 
Daumen ü bernahmen (oder auch nicht...). In ü ber einem Drittel der besuchten Wahllokale 
wurden die Daumenmarkierungen entweder nicht ü berprü ft oder nicht aufgetragen, in knapp 
10% verzichtete man auf Identitä tskontrollen der Wä hler mit der Folge, dass zahlreiche Fä lle 
von Mehrfach-, Kinder- und Stellvertreterwahl beobachtet werden konnten. Darü ber hinaus 
bildeten die Wä hlerregister eine Quelle der Verwirrung, da neben dem computererstellten 
 




Register auch handgeschriebene Listen vom September 2002 Verwendung fanden und 
zudem die Namen von Wä hlern, die trotz Besitz eines Wä hlerausweises nicht verzeichnet 
waren, auf der Ausschlussliste (der sog. Disclosure List) gegengecheckt werden sollten. Die 
Wahlvorstä nde verzichteten vielerorts gerade bei der zweiten und dritten Wahl auf die 
Abzeichnung der Wä hler in den Registern, so dass nach Schließ ung der Wahllokale ein 
kontrollierender Abgleich von Wä hlerzahl und benutzten Stimmzetteln unmö glich wurde. 
„Checks and Balances“ griffen auch deshalb vielfach nicht, da bis auf ANPP und PDP keine 
Partei eine ausreichende Anzahl von Partei-Vertretern (Party Agents) bereitstellen konnte 
und damit gerade in lä ndlichen Gebieten eine wichtige Kontrolle entfiel. Zudem waren 
Parteibeobachter meist zu wenig geschult, um ihr Mandat effektiv ausfü hren zu kö nnen, was 
sich u.a. darin zeigte, dass die Seriennummern der Stimmzettelblö cke nicht notiert sowie 
Result- und Collation-Sheets oft weder unterschrieben noch eingefordert wurden. Partei-
Vertreter und nationale Wahlbeobachter verfolgten die Zusammenfassung der Ergebnisse 
wä hrend der ersten Wahl hö chstens noch auf Ward-, nicht aber auf LGA-Level, so dass auch 
hier bestehende Kontrollmö glichkeiten nicht genutzt wurden. Verbesserungen ließ en sich 
wä hrend der Prä sidentschaftswahl feststellen, wo EU-Beobachter Partei-Vertreter in 90% und 
nationale Wahlbeobachter immerhin in knapp der Hä lfte der besuchten Collation-Center 
antrafen. Statistisch waren die nationalen Wahlbeobachter in der Lage, etwa die Hä lfte der 
Wahllokale zu erfassen. In Staaten des Nordostens jedoch, wie in Bauchi und Gombe, waren 
sie in lediglich 5% der Wahllokale prä sent. Insgesamt konnten die nationalen Wahlbeobachter 
in deutlich geringerem Masse als etwa in Kenia, Uganda und Zimbabwe die ihnen zugedachte 
Kontrollfunktion ü bernehmen. In diesen Lä ndern waren die nationalen Wahlbeobachter in der 






Ä hnlich wie 1999 ließ en sich in einer Reihe von Staaten bei allen Wahlgä ngen massive 
Wahlmanipulation beobachten. Betroffen waren besonders die Staaten Cross River, Delta, 
Enugu, Kaduna, Imo und Rivers, in geringerem Umfang Anambra, Benue, Edo, Katsina und 
Nassarawa. In der Zusammenfassung ihres zweiten vorlä ufigen Statements vom 22.04.03 
kam die EU EOM zu dem vernichtenden Urteil: “The Presidential and a number of 
Gubernatorial Elections were marred by serious irregularities and fraud – in a certain number 
of States, minimum standards for democratic elections were not met” (EOM-Nigeria 2003). 
Die Wahlfä lschungen konnten entweder direkt beobachtet oder durch klare Indikatoren 
indirekt erschlossen werden. Einige Beispiele: In Rivers (Sü d-Sü den) sah das zustä ndige EU-
Team, wie der Wahlvorstand eine grö ß ere Anzahl von vormarkierten Stimmzetteln in die 
unversiegelte Urne legte. In Bauchi (Nord-Osten) wurden einem der Verfasser komplette 
Stimmzettelblocks vorgelegt,  auf denen durchgä ngig PDP gewä hlt worden war. In Enugu 
 






(Sü d-Osten)  markierte man nur die Daumen von nicht-PDP Wä hlern und stempelte deren 
Wä hlerausweise ab. In Kaduna (Nord-Zentral)  konnte einer der Verfasser 15 Stimmzettel 
identifizieren, die alle den selben markanten Daumenabdruck (natü rlich fü r PDP) und 
aufeinanderfolgende Seriennummern aufwiesen. Hier war es auch in einigen Wahllokalen 
ü blich, nach Schließ ung die verbliebenen Stimmzettel zwischen den Parteibeobachtern von 
PDP und ANPP aufzuteilen (die PDP erhielt die fü r die Gouverneurs-, die ANPP die fü r die 
Prä sidentschaftswahl). In einer Reihe von Staaten wurden die nicht-abgeholten Wä hleraus-
weise am Wahltag unter den Anhä ngern der PDP verteilt (so z.B. in Kaduna). Ein 
durchgä ngiges Muster in den angesprochenen Staaten waren schließ lich extrem hohe 
Wahlbeteiligungen. In Bauchi konnte einer der Verfasser beobachten, wie der Collation Officer 
ohne weiteres Nachfragen die Ergebnisse eines Wahllokals mit einer Wahlbeteiligung von 
112% akzeptierte. Ä hnliches wurde auch aus anderen Staaten berichtet. Selbst auf LGA-Level 
lagen Wahlbeteiligungen teilweise ü ber 95%. Nun ist es sicherlich nicht ungewö hnlich, dass 
gerade in dö rflichen Gemeinschaften der Village Head entscheidet, wer oder welche Partei 
gewä hlt wird, so dass hohe Stimmanteile zugunsten eines Kandidaten nicht unbedingt 
ü berraschend sind – doch, dass seit der Registrierung im September 2002 niemand 
verstorben oder umgezogen ist, und am Wahltag niemand krank ist und jeder zur Urne geht, 
erscheint doch eher unwahrscheinlich...  
 Ebenfalls wurden Wahlmanipulationen wä hrend der Auszä hlung und Ergeb-
niszusammenfassung vorgenommen. In Enugu fä lschten Returning Officer auf den 
Ergebnisbö gen die Unterschriften von Parteibeobachtern, in Cross River wurden auf LGA-
Ebene Ergebnisse verä ndert, in Kaduna wurden Stimmzettel verbrannt, um etwaige Spuren 





Ergebnisse – Erdrutschsieg fü r PDP 
 
Nachfolgende Angaben beziehen sich auf die von INEC herausgegebenen Ergebnisse. Sie 
sind vorlä ufig, da eine groß e Anzahl von Petitionen bei den Wahl-Tribunalen eingereicht 
worden sind (incl. der Prä sidentschaftswahl). 
 
 
Prä sidentschaftswahl: Es war von vornherein klar, dass nur zwei Kandidaten ü ber eine reelle 
Chance verfü gten, wobei der Kandidat von der ANPP, General Buhari, sich nur bedingt 
Hoffnungen auf den Wahlsieg ausrechnen konnte. Der Beschluss von AD keinen anderen 
Kandidaten aufzustellen, stattdessen Obasanjo zu unterstü tzen, trug zur Einseitigkeit der 
Wahl bei. 
 




Die Prä sidentschaftswahl war gekennzeichnet durch massiven Wahlbetrug. So waren in den 
sechs Staaten des Sü d-Westens im Vergleich zur Gouverneurswahl ca. 1,4 Millionen Stimmen 
mehr bei der Prä sidentschaftswahl abgegeben worden und zwar ausschließ lich fü r Obasanjo. 
In den meisten Staaten des Sü d-Sü den und Sü d-Osten sowie in einer Reihe von nö rdlich-
zentralen Staaten haben so gut wie keine Wahlen stattgefunden, trotzdem wurden Ergebnisse 
verö ffentlicht. Der massive Wahlbetrug bei der Prä sidentschaftswahl ist vor allem dadurch zu 
erklä ren, dass die Regierungspartei PDP sicherstellen wollte, dass Prä sident Obasanjo die 




  Tabelle 1: Von INEC verö ffentlichte Ergebnisse der Prä sidentschaftswahl 2003 
 
Prä sidentschaftskandidat (Partei) Anzahl der Stimmen Stimmanteil in % 
Olusegun Obasanjo (PDP) 24.456.140 61,94 
Muhammadu Buhari (ANPP) 12.710.022 32,19 
Ojukwu Chukwuemeka Odumegwu 1.297.455 3,29 
andere 1.016.872 2,58 
gü ltige Stimmen insgesamt 39.480.489  
Abgegebene Stimmen insgesamt Registrierte Wä hler Wahlbeteiligung 
42.018.735 60.823.022 69,08 




Gouverneurswahlen: In allen Staaten des Sü d-Osten, Sü d-Sü den und einigen nö rdlich 
zentralen Staaten, im sogenannten Middle Belts (Benue, Nassarawa, Plateau, Kaduna), und 
des Nordens (Katsina, Adamawa, Gombe) sind die Ergebnisse der Gouverneurswahlen so 
massiv gefä lscht worden, dass die Wahlen keine Legitimation beanspruchen kö nnen. Es ist 
bisher eine Reihe von Petitionen gegen die Ergebnisse der Gouverneurswahlen eingereicht 
worden. Der Unterschied von 9.000 Stimmen zu Gunsten der Wiederwahl von PDP-
Gouverneur Dariye in Plateau-State (Middle Belt) kam erst dadurch zustande, dass die 
Ergebnisse eines Local Governments einige Tage spä ter verö ffentlich wurden und dann den 
Ausschlag gaben. Ä hnliches passierte in Gombe, wo der amtierende Gouverneur, Hashidu, bis 
zum Eintreffen der Ergebnisse des letzten LGA fü hrte. Deren Ergebnisse waren allem 
Anschein nach solange zurü ckgehalten worden, bis der Stimmenbedarf fü r die Umdrehung 
des Ergebnisses klar war. Dann wurde das Ergebnis der PDP um rund 50.000 Stimmen 
aufgestockt, so dass deren Kandidat, der ehemalige Minister (Energie & Stahl) Goje, mit rund 
20.000 Stimmen Vorsprung die Wahl gewann. In anderen Bundesstaaten, wie in Benue, 
 






wurde in groß en Teilen gar nicht gewä hlt, trotzdem Ergebnisse verö ffentlicht. Nach 
Bekanntgabe der Wahlergebnisse kam es zu schweren Unruhen, in deren Folge der 
Gouverneurskandidat der ANPP von der Polizei festgesetzt wurde.  
 Der groß e Verlierer der Gouverneurswahl ist die AD, die 5 von 6 Gouverneursposten 
im Sü d-Westen an die PDP verloren hat und nur Lagos halten konnte. Dafü r gibt es 
verschiedene Erklä rungen: 
 
 
1. Die Gouverneure wiesen allesamt eine schlechte Leistungsbilanz ihrer vierjä hrigen 
Amtszeit auf. 
2. Die fü r die Ö ffentlichkeit intransparente Ü bereinkunft zwischen AD und PDP, der 
zufolge die AD keinen eigenen Prä sidentschaftskandidaten prä sentierte und 
stattdessen ihre Unterstü tzung fü r Obasanjos Kandidatur zusagte, muss auch 
Versprechen fü r Gegenleistungen der PDP beinhaltet haben. Nach den Reaktionen 
der abgewä hlten AD-Gouverneure war das aller Wahrscheinlichkeit nach die 
Absicherung ihrer Posten. Das verlieh ihnen eine selbsttrü gerische Sicherheit, die 
sich u.a. auch darin zeigte, dass sie weitgehend auf Wahlkampf verzichteten. Letztlich 
ist die AD von der PDP politisch ausmanö vriert worden. 
3. Die AD galt lange Zeit als politischer Arm des gerontokratisch geprä gten Yoruba-
thinktanks Afenifere, der durch den Mord des vorherigen Justizminister Bola Ige 
entscheidend geschwä cht worden war. Danach fehlte eine Leitfigur. Gerade die 
jü ngeren Wä hler lehnten sich gegen die Bevormundung durch die ä ltere Generation 
auf und wä hlten den Weg in den „mainstream of Nigerian politics“. Das fü hrte auch 
dazu, dass die Yoruba das erste Mal nicht en bloc abgestimmt haben. 
4. Die Entscheidung seitens AD, Obasanjo zu unterstü tzen erwies sich im Nachhinein als 
taktischer Fehler, da dem Wä hler das Stimmensplitting bei der gleichzeitig 
abgehaltenen Gouverneurs- und Prä sidentschaftswahl kaum zu vermitteln war.  
 
 
Aufsehen erregte der politische Wechsel in Kano, da dem bisherigen PDP-Gouverneur 
Kwankwaso eigentlich eine gute Amtsfü hrung bescheinigt wurde. Ausschlaggebend fü r seine 
Niederlage waren die heftigen Auseinandersetzungen innerhalb der PDP bei den Primaries, 
die zu einer Fragmentierung der Partei fü hrten. Nutznieß er ist der Sharia-Hardliner Shekarau 
der ANPP.  
 Der Wechsel von  Gouverneuren in den anderen Bundesstaaten (Bornu, Kogi, Kwara) 










Parlamentswahlen: Viele der Ergebnisse der  Senatswahlen und der Wahlen zum 
Reprä sentantenhaus werden angefochten. Wenn die Verhandlungen in den Election Tribunals 
rechtsstaatlich gefü hrt werden und die Klä ger sich in dem Dschungel von Paragraphendetails 
von kompetenten Anwä lten vertreten lassen, kann es zu einigen von Verä nderungen 
kommen. Es bleibt dennoch schwer vorstellbar, dass die Kraft des Faktischen, sprich die 
verö ffentlichten Wahlergebnisse, nicht akzeptiert wird, zumal die Verhandlungen der Tribunals 
allenfalls in wenigen Fä llen abgeschlossen sein werden, bevor die Beklagten ihre Mandate 
antreten. Darü ber hinaus zeigen die Wahlen, dass einige der sogenannten kleinen Parteien 
durchaus eine Chance haben, sich zu etablieren: mit NDP, UNPP (je zwei Abgeordnete), APGA 
und PRP (je ein Abgeordneter) ziehen gleich vier neu gegrü ndete Parteien in das House of 
Representatives. Da eine Reihe von ihnen ihre Wurzeln im Menschenrechtssektor, damit einen 
interessegebundenen, weltanschaulichen Hintergrund hat und nicht den politischen 
Ambitionen einzelner Kandidaten dient, tun sich hier mö glicherweise neue Wege fü r die 
politische Willensbildung auf. Eine Chance, sich langfristig in der nigerianischen 
Parteienlandschaft zu etablieren, haben sie allerdings nur, wenn es ihnen gelingt, Koalitionen 
zu bilden und gemeinsame Kandidaten zu benennen. Andere kleine Parteien haben nur 
regionalen Charakter und dü rften keine weitere politische Zukunft haben. 
 Die Wahl zu den Landesparlamenten war ebenso wie die anderen Wahlen 
gekennzeichnet durch verschiedenste Formen von Wahlmanipulation und Ein-
schü chterungsversuchen. Auch diese Wahlergebnisse kö nnen teilweise – sofern sie denn 
publik gemacht worden sind – nur als vorlä ufig gelten, denn viele der Ergebnisse sind bereits 



























Tabelle 2: Ergebnisse Gouverneurswahl 2003 im Vergleich zu 1999 
 
 Gouverneure 
Region/Staat PDP  APP   /   ANPP AD 
 1999 2003 1999 2003 1999 2003 
Sü d-Westen       
Ekiti  A. Fayose   A.Adebayo  
Lagos     B. Tinubu B. Tinubu 
Ogun  O. Daniel   O. Osoba  
Ondo  S.Agagu   A.Adefarati  
Osun  O.Oyinlola   B. Akande  
Oyo  R. Ladoja   L.Adesina  
Sü d-Sü den       
Akwa-Ibom V. Attah V. Attah     
Bayelsa D.Alamieye- D.Alamieye-     
Cross-River D. Duke D. Duke     
Delta J.O. Ibori J.O. Ibori     
Edo L.Igbinedion L.Igbinedion     
Rivers P. Odili P. Odili     
South-East       
Abia O. Kalu O. Kalu     
Anambra Mbadinaju C. Ngige     
Ebonyi S. Egwu S. Egwu     
Enugu C. Nnamani C. Nnamani     
Imo A. Udenwa A. Udenwa     
Nord-Westen       
Jigawa   S.I.Turaki S.I.Turaki   
Kano Kwankwaso  I I.Shekarau   
Katsina U.Yar´Adua U.Yar´Adua     
Kebbi   A. Aliero A. Aliero   
Sokoto   A.Bafarawa A.Bafarawa   
Zamfara   A.Yerima A.Yerima   
Nord-Zentral/ 
Middle Belt 
      
Benue G.Akume G.Akume     
Kaduna M.Makarfi M.Makarfi     
Kogi  I. Idris A. Audu    
Kwara  B. Saraki M. Lawal    
Nasarawa A. Adamu A. Adamu     
Niger Kure Kure     
Plateau J. Dariye J. Dariye     
Taraba J. Nyame J. Nyame     
Nord-Osten       
Adamawa B. Haruna B. Haruna     
Bauchi A. Mu´azu A. Mu´azu     
Borno M.Kachala   A.M.Sheriff   
Gombe  D.Goje A.Hashidu    
Yobe   B.Ibrahim B.Ibrahim   
 Quelle: www.ganji.com 
 
 




Tabelle 3: Vorlä ufige Ergebnisse der Parlamentswahlen 2003 im Vergleich zu 1999 
 
 Jahr Sitzverteilung Parteien 
  AD ANPP* APGA NDP PDP PRP UNPP 
Senat 1999 20 24 - - 65 - - 
(105 von 109) 2003 5 28 - - 72 - - 
House of Representatives 1999 68 78 - - 214 - - 
(318 von 360) 2003 30 83 1 2 198 1 2 
State House Assembly 1999        
 2003        




Zusammenfassung und Ausblick 
 
Die nigerianischen Wahlen im April/Mai 2003 verliefen in weiten Teilen des Landes nicht 
einmal im Ansatz nach demokratischen Spielregeln. Das betrifft im Prinzip alle Wahletappen, 
von der Wä hlerregistrierung, der Kandidatennominierung, der logistischen Vorbereitung bis 
hin zur eigentlichen Durchfü hrung und Abhaltung der Wahl sowie deren Auszä hlung und 
Ergebnisverkü ndung. Von Bundesstaat zu Bundesstaat variierten lediglich die Intensitä t und 
die Mittel der Manipulation, manchmal reichte schon die Ergebnisfä lschung eines Wards oder 
einer LGA aus, um das Wahlergebnis in einem Staat umzudrehen. Manipulation hat den 
Ausgang der Wahlgä nge in mindestens der Hä lfte der 36 Bundesstaaten und des FCT 
nachhaltig beeinflusst – alle sind ausschließ lich von der Regierungspartei PDP dominiert.. Es 
handelt sich dabei primä r um die Staaten der regional-politischen Zonen Sü d-Sü den (Rivers, 
Delta, Bayelsa, Edo, Akwa Ibom, Cross River), und Sü d-Osten (Enugu, Imo, Anambra, Abia 
und Ebonyi), eine Reihe von Staaten des Middle Belt (Benue, Nassarawa, Plateau, Kaduna, 
FCT) und des Nordens (Adamawa, Katsina). In einer Reihe von anderen Staaten war das 
Ausmaß  der Manipulation geringer aber dennoch in jedem Fall wahlentscheidend. In einigen 
Staaten – so z.B. in Enugu und Rivers – wurde grö ß tenteils gar nicht gewä hlt oder es 
ergaben sich wie in der regionalpolitischen Zone Sü d-Westen unerklä rlich groß e Diskrepanzen 
bei der Anzahl der abgegebenen Stimmen fü r Prä sidentschafts- und Gouverneurswahl. 
 Auch die Wahlen 1999 waren schon im hö chsten Maß e manipuliert worden, dennoch 
hielt sich die Kritik zurü ck, weil vor allem die Gebergemeinschaft der Auffassung war, dass 
allein Obasanjo die Gewä hr sei ‚to keep the soldiers in the barracks‘. Die 
Wahlbeobachtungsmission der EU stellte damals in ihrem Statement Obasanjo einen 
Persilschein aus und sah geflissentlich darü ber hinweg, wie das Ergebnis zustande 
gekommen und wer neben Obasanjo sonst noch in die Ä mter gewä hlt worden war. Das 
Instrument Wahlbeobachtung war auf dem Altar der politischen Opportunitä t geopfert worden. 
Eine Rü ckschau auf die vergangene Amtsperiode Obasanjos zeigt allerdings die 
 






Fragwü rdigkeit dieser Entscheidung. Korruption, Misswirtschaft, teilweise 
bü rgerkriegsä hnliche Unruhen, die oft nur militä risch unterbunden werden konnten, 
paralysierten das Land in den letzten vier Jahren ö konomisch wie politisch. Angekü ndigte 
Privatisierungen von Staatsbetrieben kamen wenn ü berhaupt nur sehr schleppend voran. Der 
Kampf gegen die Korruption scheint aufgegeben oder versandet im politischen Getriebe. 
Misstrauensanträ ge wurden gestellt, Politiker aus ihren Ä mtern entlassen, auch Obasanjo 
blieb von einem Amtsenthebungs-Verfahren durch den Senat nicht verschont. Die Kritik in 
den eigenen Reihen an Obasanjo nahm stetig zu, nicht zuletzt wegen seiner indifferenten 
Haltung gegenü ber der mit der Verfassung von 1999 nicht im Einklang stehenden Einfü hrung 
der Scharia.  
 Die Wahlen 2003 standen unter einem ä hnlichen Erfolgsdruck wie die 1999. Damals 
ging es darum, dass die Regierungsverantwortung endlich aus militä rischen in zivile Hä nde 
ü bergeht, diesmal stand die Hoffnung auf eine erstmalig nachhaltig glü ckende demokratische 
Transition von einer zur anderen Zivilregierung im Vordergrund. Von daher hä tte die EU-
Wahlbeobachtung sich auch dieses Mal von diplomatischen Erwä gungen leiten lassen und 
den Wahlen aus ü bergeordneten Stabilitä tserwä gungen eine Unbedenklichkeitsbescheinigung 
ausstellen kö nnen – sie tat es berechtigterweise nicht und verschaffte damit dem Instrument 
Wahlbeobachtung als Teil der EU-Demokratisierungshilfe in Nigeria neue und generell weitere 
Glaubwü rdigkeit. In ihren drei Preliminary Statements benannte und verurteilte sie die 
beobachteten Wahlmanipulationen, zeigte sich auch im Vergleich mit den anderen 
internationalen Wahlbeobachtermissionen am klarsten und eindeutigsten und wurde von der 
internationalen und nationalen Presse bevorzugt zitiert. In Regierungskreisen fü hrte das zu 
arger Verstimmung, die letztlich darin mü ndete, dass den Beobachtern in einem offiziellen 
Statement von INEC angedroht wurde, sie bei Fehlverhalten (nicht im Rahmen des ‚Code of 
Conduct‘) des Landes zu verweisen und sie deshalb unter besondere Beobachtung 
staatlicher Sicherheitsorgane zu stellen. Die heftige Reaktion des Staates auf den Bericht der 
EU EOM fü hrte zu einer lebhaften Diskussion in den Medien, die ü berwiegend den EU Bericht 
unterstü tzten.  
 Positiv zu bewerten ist, dass kleinere Parteien einige Sitze im Reprä sentantenhaus 
und in den Landesparlamenten gewinnen konnten. Da einige der Parteien aus dem Umkreis 
‚human rights‘ und aus der Gewerkschaftsbewegung kommen, kö nnten sie – wenn sie eine 
gemeinsame Plattform finden – in den nä chsten Wahlen 2007 eine grö ß ere Rolle spielen und 
die politische Konstellation aufgrund ihres interessengeleiteten Charakters partiell ä ndern. 
Die jetzigen groß en Parteien sind eher Zweckbü ndnisse und dienen mehr dem Einzelnen und 
seinen politischen Ambitionen. Die Aufstellung der Kandidaten in den Parteien wird 
maß geblich bestimmt ü ber Geld und Selektion, nicht durch innerparteiliche Wahl. 
 Positive Tendenzen zeigt auch die nigerianische Zivilgesellschaft (NGOs und CBOs), 
die beachtliche Ansä tze eines demokratischen Korrektivs der big-men-Politics entwickelt hat. 
Die Zusammenarbeit mit und die Einbeziehung von NGOs und CBOs muss entscheidend 
verstä rkt werden. Zudem sollte eine vermehrte Kontrolle der eingesetzten Gelder 
 




vorgenommen werden, auch wenn das zu Lasten der Projektgelder geht. Nur so lä sst sich 
eine sinnvolle und auch gewollte Verwendung von Mitteln gewä hrleisten. 
 Die ü berfä llige Reform der INEC-Strukturen allein wird kaum ausreichen, um zukü nftig 
demokratisch akzeptable Wahlen abhalten zu kö nnen.  Solange gewä hlte nigerianische 
Politiker das ihnen anvertraute Geld nach ad hoc Entscheidungen und eigenem Gutdü nken 
ohne irgendwelche Formen parlamentarischer Kontrolle ausgeben und dabei sich und die 
eigene unmittelbare Klientel hemmungslos bedienen (kö nnen), wird INEC immer Teil eines 
manipulierten Wahlprozesses sein. Nigerianische Politiker verhalten sich wie Kaufleute: Der 
Einsatz ist hoch, aber ü berschaubar und lohnt nahezu jedes Mittel, denn die Rendite, die 
winkt, ist riesig. 
